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1. Instanz

Aktenzeichen S 8 U 222/08
Datum 06.05.2009

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 U 153/09
Datum 18.06.2013

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen.

Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

Tatbestand:

Streitig ist, ob bei der KlÃ¤gerin eine Berufskrankheit (BK) nach Nr. 4301 oder 4302
der Anlage zur BKV festzustellen und zu entschÃ¤digen ist.

Die 1962 geborene KlÃ¤gerin ist im ehemaligen Jugoslawien geboren und lebt seit
1988 in der Bundesrepublik Deutschland. Hier absolvierte sie eine Ausbildung zur
technisch-pharmazeutischen Assistentin in A-Stadt. Von 1993 bis 1995 arbeitete die
KlÃ¤gerin als Stationsassistentin, wechselte dann als PTA in eine
Krankenhausapotheke (1995 â�� 2002). Seit 2002 verrichtet die KlÃ¤gerin in der
Onkologie der C-Klinik A-Stadt die TÃ¤tigkeiten einer PTA. Nach dem im Juli 2004
Atembeschwerden bei der KlÃ¤gerin auftraten, erstattete der Lungenfacharzt Dr. D.
am 12.06.2006 eine Ã¤rztliche Anzeige wegen des Verdachts auf eine
Berufskrankheit; bei der KlÃ¤gerin liege eine "Zytostatika-Lunge" vor. Der TAD der
Beklagten fÃ¼hrte bei dem Arbeitgeber der KlÃ¤gerin Ermittlungen durch und kam

                               1 / 5



 

zu dem Ergebnis, dass die KlÃ¤gerin wÃ¤hrend ihrer BeschÃ¤ftigungszeiten
Umgang mit Zytostatika hatte. Eine orale und dermale GefÃ¤hrdung kÃ¶nne bei
Nichtbenutzung der SchutzausrÃ¼stungen und bei Nichtbeachtung des
Schutzstandards vorliegen. Eine Aufnahme von Zytostatika-StÃ¤uben, -DÃ¤mpfen
und â��Aerosolen Ã¼ber die Atemwege sei aufgrund des geringen Dampfdrucks
und der geringen Verdampfungsgeschwindigkeit der Zytostatika und der
angewendeten Arbeitsverfahren nicht zu erwarten (Stellungnahme vom
20.02.2007).

Mit Bescheid vom 17.04.2007 lehnte die Beklagte EntschÃ¤digungsansprÃ¼che aus
Anlass der Atemwegsbeschwerden ab.

Den dagegen eingelegten Widerspruch vom 20.04.2007 begrÃ¼ndete die KlÃ¤gerin
damit, die arbeitstechnischen Ermittlungen seien vollkommen unzureichend. Da
eine Aufnahme freigesetzter Zytostatika Ã¼ber die Atemwege oder die Haut
erfolgen kÃ¶nne sei ihre Atemwegserkrankung auf den Umgang mit Zytostatika
zurÃ¼ckzufÃ¼hren.

Die Beklagte holte daraufhin eine ergÃ¤nzende Stellungnahme des Arztes fÃ¼r
Innere Medizin Dr. E. vom 11.02.2008 ein und wies den Widerspruch mit
Widerspruchsbescheid vom 28.08.2008 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Auf den Inhalt
der Entscheidung wird Bezug genommen.

Dagegen richtet sich die Klage vom 30.09.2008. Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt im
Wesentlichen vor, die Stellungnahme des TAD erfolge in unzureichender
Praxiskenntnis, widerspreche der EinzelfallprÃ¼fung und weise WidersprÃ¼che auf.
Es bestÃ¼nden gravierende SicherheitslÃ¼cken. Die naheliegendste Methode
Zytostatika-Belastungen nachzuweisen sei nicht veranlasst worden. Sie sei stÃ¤ndig
Zytostatika ausgesetzt gewesen, diese griffen erwiesenermaÃ�en die Lungen an
und ihre LungenverÃ¤nderungen seien Ã¤rztlich nachgewiesen und durch
Zytostatika verursacht.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,
den Bescheid vom 17.04.2007 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
28.08.2008 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, bei ihr eine BK nach Nrn.
4301/4302 der Anlage zur BKV anzuerkennen und zu entschÃ¤digen.

Die Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtenen Bescheide fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig. ErgÃ¤nzend stÃ¼tzt sie
sich zur BegrÃ¼ndung ihres Antrags auf eine Stellungnahme des TAD vom
09.12.2008.

Dem Gericht lagen die Akten der Beklagten vor.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Das Gericht konnte gemÃ¤Ã� Â§ 105 Abs. 1 SGG ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
durch Gerichtsbescheid entscheiden, da die Sache keine besonderen
Schwierigkeiten tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art aufweist und der Sachverhalt
geklÃ¤rt ist; die Beteiligten wurden hierzu gehÃ¶rt.

Die Klage ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf Anerkennung einer Berufskrankheit, denn es
ist weder eine BK 4301 noch eine BK 4302 nachgewiesen. Damit besteht auch kein
Anspruch auf GewÃ¤hrung einer entsprechenden Teilverletztenrente.

Im Recht der gesetzlichen Unfallversicherung gibt es unterschiedliche
Beweisanforderungen. Bestimmte maÃ�gebliche Tatsachen und
GeschehnisablÃ¤ufe, wie die den Versicherungs- und Versicherungsschutz
begrÃ¼ndenden Tatsachen (z. B. Arbeit, Dienstverrichtung, Dienstreise), die das
schÃ¤digende Ereignis (Unfall, Erkrankung, etc.) kennzeichnenden UmstÃ¤nde
sowie â�� im Rahmen der haftungsausfÃ¼llenden KausalitÃ¤t â�� das Bestehen
eines Gesundheitsschadens bedÃ¼rfen des Vollbeweises (BSG SozR 2200 Â§ 548
Nr. 37), also der Feststellung mit einem so groÃ�en Grad an Gewissheit, dass bei
vernÃ¼nftiger, lebensnaher Betrachtung kein begrÃ¼ndbarer Zweifel an dem
Vorliegen der rechtserheblichen Tatsache besteht (BSG SozR Â§ 555 a Nr. 1). Zwar
muss keine absolute, jeden erdenklichen Zweifel ausschlieÃ�ende Gewissheit
bestehen; Vermutungen, Annahmen, Hypothesen und sonstige Unterstellungen
reichen aber ebenso wenig aus wie eine (mÃ¶glicherweise hohe)
Wahrscheinlichkeit. Der Beweisgrad der hinreichenden Wahrscheinlichkeit hingegen
wird von der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG fÃ¼r die Beurteilung des
ursÃ¤chlichen Zusammenhangs zwischen der versicherten TÃ¤tigkeit und dem
schÃ¤digenden Ereignis (haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t) sowie dem
schÃ¤digenden Ereignis und dem Gesundheitsschaden (haftungsausfÃ¼llende
KausalitÃ¤t) fÃ¼r ausreichend erachtet. Aber auch insoweit reichen bloÃ�e
Vermutungen, Annahmen, Hypothesen oder MÃ¶glichkeiten nicht aus. Sofern die
notwendigen tatbestandlichen Voraussetzungen nicht von demjenigen, der sie
geltend macht, mit dem von der Rechtsprechung geforderten Beweisgrad
nachgewiesen werden, hat er die Folgen der Beweislast dergestalt zu tragen, dass
dann ein entsprechender Anspruch nicht besteht.

FÃ¼r die Anerkennung einer Erkrankung als BK mÃ¼ssen folgende
Voraussetzungen erfÃ¼llt sein: der Versicherte muss aufgrund seiner versicherten
TÃ¤tigkeit allergesierenden (BK 4301) bzw. chemisch-irritativ oder toxisch
wirkenden (BK 4302) Stoffen ausgesetzt gewesen sein, er muss an einer
obstruktiven Atemwegserkrankung leiden, diese Erkrankung muss durch die
versicherten Einwirkungen verursacht worden sein und den Versicherten zum
Unterlassen aller gefÃ¤hrdenden TÃ¤tigkeiten gezwungen haben (BSG, Urteil vom
27.06.2006, B 2 U 7/05 R).

Die Krankheit "obstruktive Atemwegserkrankung" ist ein Sammelbegriff fÃ¼r
verschiedene akute und chronische Krankheiten des bronchopulmonalen Systems,
die mit obstruktiven VentilationsstÃ¶rungen einhergehen (BSG, Urteil vom
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21.03.2006, B 2 U 24/04 R). Obstruktive VentilationsstÃ¶rungen sind eine
ErhÃ¶hung des endobronchialen StrÃ¶mungswiderstandes durch inter- oder
extrabronchiale Atemwegeinengung, z. B. bei einer chronischen Bronchitis, oder ein
Bronchospasmus bei Asthmabronchiale mit inhomogener BelÃ¼ftung der
LungenblÃ¤schen und zunehmender LungenÃ¼berblÃ¤hung oder
GasaustauschstÃ¶rung in fortgeschrittenem Stadium (vgl. Pschyrembel, Klinisches
WÃ¶rterbuch, Stichwort "VentilationsstÃ¶rungen"). Fehlt es an der Obstruktion,
liegen die Voraussetzungen einer BK 4301 oder 4302 nicht vor, weil der
Verordnungsgeber mit diesen Berufskrankheiten nur Erkrankungen mit einem
bestimmten Schweregrad erfassen wollte, wie sich aus ihrer ursprÃ¼nglichen
Bezeichnung "Bronchialasthma" und der weiteren Voraussetzung des
Unterlassungszwangs ergibt. Die unspezifische bronchiale HyperreagibilitÃ¤t, die
eine Variante der normalen Eigenschaft der Bronchialschleimhaut ist und eine
Ã�bersteigerung der AuslÃ¶sbarkeit des Bronchialssystems darstellt, kÃ¶nnen die
Lunge ebenfalls beeintrÃ¤chtigen. Sie sind kein selbstÃ¤ndiges Krankheitsbild und
fallen unter die Diagnose obstruktive Atemwegserkrankung
(SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 7. Auflage
2003, S. 1115f).

Danach liegt bei der KlÃ¤gerin weder eine BK 4301 noch eine BK 4302 vor. Bereits
der die KlÃ¤gerin behandelnde Arzt Dr. D. hat am 16.08.2004 festgestellt, dass es
gerade am Nachweis einer bronchialen HyperreagibilitÃ¤t fehlt und eine Bronchitis
diagnostiziert. Damit liegt bereits keine obstruktive Atemwegserkrankung im Sinne
der BK 4301 und 4302 vor. DarÃ¼ber hinaus kann hinsichtlich der beiden
Berufskrankheiten nicht davon ausgegangen werden, dass die KlÃ¤gerin
entsprechenden allergesierenden Stoffen ausgesetzt gewesen war. Insoweit bezieht
sich das Gericht auf die Stellungnahmen des TAD der Beklagten vom 20.02.2007
sowie vom 09.12.2008. Das Gericht hat keinen Anlass an der Richtigkeit der
Feststellungen des TAD zu zweifeln. Die Feststellungen des TAD beruhen auf
Untersuchungen am Arbeitsplatz der KlÃ¤gerin und berÃ¼cksichtigen die dem TAD
zugÃ¤nglichen Situationen am Arbeitsplatz. Dass die KlÃ¤gerin die Schlussfolgerung
des TAD nicht zu teilen vermag, ist fÃ¼r das erkennende Gericht nicht
verstÃ¤ndlich. Der TAD hat unter dem 18.03.2008 mitgeteilt, es sei versucht
worden, mit allen Beteiligten vor Ort die von der KlÃ¤gerin erhobenen EinwÃ¤nde
zu diskutieren und die angefÃ¼hrten ExpositionsmÃ¶glichkeiten zu klÃ¤ren. Vor
dem geschilderten Hintergrund reicht die von der KlÃ¤gerin vorgebrachte Kritik an
den Erhebungen des TAD zu den Wiederholungen der von ihm getroffenen
Feststellungen selbstverstÃ¤ndlich nicht aus.

Bei dieser Sachlage musste die Klage mit der Kostenfolge aus Â§ 192 SGG
abgewiesen werden.

Erstellt am: 10.09.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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